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tiven. Damit dürfte China durchaus 

ein Stück in seinem Bemühen vorange

kommen sein, den politischen Einfluss 

der USA in der Region zu mindern. 

Verschiedene Beobachter aus der Regi

on und aus den USA bestätigen, dass 

die ASEAN-Länder zunehmend ihre 

Beziehungen zu China zur Grundlage 

von Entscheidungen auf der interna

tionalen Bühne machen. Insbesonde

re auf Seiten der USA wird die wach

sende Rolle Chinas sehr ambivalent 

beurteilt. Als positive Begleiterschei

nung sieht man hierbei jedoch durch

aus das daraus erwachsende Potenzi

al einer allgemeinen Stabilisierung der 

Region.

Am Rande des offiziellen Programms 

boten ARF- und ASEAN-Treffen den 

USA und China eine willkommene 

Gelegenheit zu einer erneuten vor

sichtigen Annäherung. US-Außen

minister Powell und der chinesische 

Außenminister Tang Jiaxuan nutzten 

die Gunst der Stunde für Gesprä

che im Vorfeld des ersten offiziellen 

Besuchs Powells in China. Beide Sei

ten waren sichtlich bemüht, die Kri

se der ersten Monate nach Amtsan

tritt Präsident Bushs als beendet zu 

erklären und die bilateralen Bezie

hungen auf einen konstruktiven Weg 

zurückzuführen (vgl. auch Übersicht 

2 in diesem Heft). (WSJ, 25.7.01; 

IHT, 28.7.01; BBC PF, 25., 26., 27., 

28.7.01; XNA, 26., 27., 28.7.01; SCMP, 

25.7.01; Xinhua, 26.7.01, nach FBIS, 

26.7.01; Chairman’s Statement. The 

Eighth Meeting of the ASEAN Re

gional Forum, Hanoi, 25 July 2001, 

http://www.aseansec.org/amm/hanoi 

05.htm, (1.8.01)) -kg-

7 Neues überzeugendes Modell 

für Taiwan?

In der ersten Julihälfte war es 

zunächst der taiwanische Präsident 

Chen Shuibian, der Beijing eine neue 

Gesprächsrunde anbot. Pikanterweise 

tat es dies in einem Artikel des Ma

gazins Jane’s Defence Weekly, in dem 

er in erster Linie argumentierte, Tai

wan habe trotz der Waffenkäufe in 

den USA kein Interesse an einem Rüs

tungswettlauf in Asien. Chen vertrat 

die Meinung, das diesmal in Shanghai 

stattfindende jährliche APEC-Treffen 

im Oktober des Jahres böte eine her

vorragende Gelegenheit, Jiang Zemin 

zu treffen und die seit langem un

terbrochenen Gespräche auf höchs

ter Ebene wieder aufzunehmen. Neues 

hatte Chen aus Beijinger Sicht jedoch 

nicht zu bieten. Vielmehr beharrte der 

taiwanische Präsident darauf, Beijing 

solle die Frage der Souveränität aus

blenden. Er wiederholte damit letzt

lich nur die bekannte taiwanische Po

sition.

Vizepremier Qian Qichen oblag es, 

für die chinesische Regierung zu ant

worten. Er tat dies im Rahmen des 

Empfangs einer Delegation der New 

Party (Xin Dang) aus Taiwan, die als 

letztes Sammelbecken für strikte Ver

fechter des Wiedervereinigungsgedan

kens in Taiwan gilt, allerdings über die 

Grenzen Taibeis hinaus politisch prak

tisch bedeutungslos ist. Qian wieder

holte zunächst die chinesische Forde

rung, die er in die Formel Eins-Zwei- 

Drei kleidete: Ein China, zweiseitige 

Verhandlungen (zwischen Taiwan und 

der VR China) und drei direkte Ver

bindungen (Handel, Post, Transport). 

Schon interessanter waren seine Be

merkungen, dass Taiwan zwar wie 

Hongkong und Macau ein kapitalis

tisches System besitze, deshalb die 

Wiedervereinigung mit dem Festland 

nicht notwendigerweise auch dem

selben Modell folgen müsse. Qian 

konkretisierte seine Vorstellung von 

der Verwirklichung der Wiederverei

nigung mit Taiwan nach dem Mo

dell „Ein Land - Zwei Systeme“ durch 

die Benennung von „sieben konkreten 

Maßnahmen“:

- Taiwan werde seine Währung be

halten.

- Taiwan werde seine Truppen be

halten.

- Taiwan werde in Bezug auf Zoll 

und Steuern eine unabhängige Re

gion bleiben.

- Taiwan werde seine grundlegende 

Regierungsstruktur beibehalten.

- Das Festland werde keinen Pfen

nig aus Taiwans Kassen entneh

men und auch Taiwans Kapital 

nicht nutzen.

- Taiwans Bevölkerung und Ge

schäftsleute werden ihren Besitz 

behalten.

- Taiwans Regierungsangestellte 

werden unabhängig von denen 

des Festlands sein, und keine Be

amten des Festlands werden in 

Taiwan eingesetzt.

Die Reaktion aus Taiwan fiel erwar

tungsgemäß negativ aus. Nach An

sicht der regierenden Democratic Pro

gressive Party (DPP, Minjin Dang) sei 

dieser neue Sieben-Punkte-Vorschlag 

Beijings in höchstem Maße naiv und 

realitätsfern und allein deshalb nicht 

akzeptabel. Solche schlechten Bedin

gungen könnten von der taiwanischen 

Bevölkerung unmöglich hingenommen 

werden. Das Beispiel Hongkong ha

be deutlich gezeigt, dass das Modell 

„Ein Land - Zwei Systeme“ eben nicht 

funktioniert, weil Beijing seine Zusi

cherungen nicht einlöse. Die taiwani

sche Bevölkerung müsse sich in ih

rer skeptischen Grundhaltung gegen

über dem Festland vielmehr bestärkt 

sehen und werde keinem Wiederver

einigungsplan zustimmen können, so

lange Beijing nicht deutliche Verbes

serungen der Menschenrechtslage in 

China herbeiführe und sich nicht zu 

demokratischen Regeln bekenne und 

diese anwende. (Central News Agen- 

cy Taibei, 7.7.01, nach FBIS, 9.7.01; 

Central News Agency Taibei, 12.7.01, 

nach BBC PF, 14.7.01; Central News 

Agency Taibei, 14.7.01, nach BBC PF, 

15.7.01) -kg-

Innenpolitik

8 Beijing erhält Zuschlag für

Olympische Spiele 2008 — er

neutes Aufleben der Men

schenrechtsdebatte

Wie allgemein erwartet, wurde Beijing 

am 13. Juli von der Vollversammlung 

des Internationalen Olympischen Ko

mitees in Moskau zum Austragungs

ort der 29. Olympischen Spiele 2008 

gewählt. Beijing setzte sich bereits 

im zweiten Wahlgang mit 56 Stim

men gegen die Mitbewerber Toronto 

(22 Stimmen), Paris (18), Istanbul (9) 

und Osaka (im ersten Wahlgang aus

geschieden) durch. Nach der Nieder

lage Beijings gegen Sydney im Jahr 

1993 kommen die Sommerspiele nun 

im zweiten Anlauf zum dritten Mal 

nach Asien, nachdem Tokyo im Jahr 

1964 und Seoul im Jahr 1988 Olym

pische Spiele ausgerichtet hatten. Das 

Ereignis wurde in China, insbeson

dere in der Hauptstadt Beijing, mit

http://www.aseansec.org/amm/hanoi
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großem Jubel aufgenommen, nachdem 

man dem Tag in einer Art gelassener 

Vorfreude entgegengesehen hatte.

Im Ausland war das Ereignis Anlass 

für eine kontroverse Menschenrechts

debatte. Gegner einer Wahl Beijings 

zum Austragungsort der Olympiade 

2008 argumentierten, dass man China 

für seine notorischen Menschenrechts

verstöße nicht noch „belohnen“ dürfe; 

sollte der Zuschlag an Beijing gehen, 

würde dies nur als eine „Lizenz für wei

tere Repression“ verstanden. Die Kri

tiker erinnerten an die letzte Wahl ei

ner kommunistischen „Bastion“, näm

lich Moskaus, als Austragungsort der 

Olympischen Spiele 1980; die Spie

le wurden damals von verschiedenen 

westlichen Staaten boykottiert, nach

dem sowjetische Truppen in Afghanis

tan einmarschiert waren. Historische 

Parallelen wurden auch zur Wahl Ber

lins als Austragungsstätte der Olym

piade 1936 gezogen; hatte man mit 

der Wahl in den frühen 1930er Jahren 

noch bezweckt, der strauchelnden De

mokratie in Deutschland auf die Beine 

zu helfen, so fanden die Spiele schließ

lich unter dem bereits gefestigten Hit

ler-Regime statt. Scharfe Kritik kam 

vor allem von tibetischen und russi

schen Aktivisten sowie von Vertretern 

der internationalen Falungong-Orga- 

nisation. Unmittelbar nach der Ent

scheidung am 13. Juli zeigten sich vie

le von ihnen enttäuscht, dass man mit 

dem Zuschlag an Beijing freiwillig ein 

weiteres wichtiges Druckmittel für die 

Wahrung der Menschenrechte aus der 

Hand gegeben habe.

Von Befürwortern einer Wahl Beijings 

waren bezüglich der Menschenrechts

frage dagegen durchaus hoffnungsvol

le Einschätzungen zu hören. Verhal

ten optimistisch äußerte sich etwa der 

Präsident des Deutschen Olympischen 

Komitees, Walter Tröger, am Vor

tag der Entscheidung, indem er sei

ner Hoffnung Ausdruck gab, dass die 

Olympischen Spiele zum politischen 

Wandel in China beitragen könnten. 

Andere Stimmen gingen deutlich wei

ter, indem sie in dem Zuschlag an Bei

jing geradezu einen „Katalysator“ für 

politische Reformen und für eine be

schleunigte Liberalisierung des Lan

des sahen. Dies gelte für die gesam

ten verbleibenden sieben Jahre bis zur 

Austragung der Olympiade im Jah

re 2008, während derer die chinesische 

Führung nun verstärkt gezwungen sei, 

sich internationalen Standards zu beu

gen.

Hinsichtlich einer Einschätzung die

ser kontroversen Positionen sollte zu

nächst allgemein davor gewarnt wer

den, zwischen der Austragung der 

Olympiade in Beijing und der Fra

ge des Schutzes der Menschenrech

te allzu enge Ursache-Wirkungs-Be

ziehungen herzustellen und die inter

nationalen Einflussmöglichkeiten der

artiger singulärer Entscheidungen auf 

die Menschenrechtssituation in Chi

na allzu hoch aufzuhängen. Denn zum 

einen sind die innenpolitischen und 

sozioökonomischen Probleme und He

rausforderungen, denen China sich ge

genüber gestellt sieht, zu komplex und 

zu gravierend, als dass die staatliche 

Führung Chinas in der Lage wäre, 

derartige außenpolitische „Einflussma

növer“ gebührend zu berücksichtigen 

oder gar, selbst wenn die politische 

Bereitschaft dazu bestünde, in der er

hofften Konsistenz darauf zu reagie

ren. Zum anderen ist seit Jahren fest

zustellen, dass sich im internationa

len Dialog ein zunehmend pragmati

scher Umgang mit China durchsetzt, 

innerhalb dessen das politische Ge

wicht einzelner symbolischer Gesten 

stark relativiert wird.

Vor diesem Hintergrund erscheint die 

Kritik der Gegner einer Wahl Bei

jings, wonach die internationale Ge

meinschaft sich damit eines wichti

gen Druckmittels begebe, ebenso wie 

der Optimismus der Befürworter, die 

Olympischen Spiele würden als Ka

talysator der politischen Liberalisie

rung in China wirken, gleichermaßen 

wenig realistisch. Weder im Vorfeld 

noch nach der Entscheidung über die 

Austragung der Olympiade in Bei

jing dürfte diese einen wirklich maß

geblichen Einfluss auf die allgemeinen 

politischen Entscheidungen der chine

sischen Führung entfalten. In finan

zieller Hinsicht erwartet Beijing aus 

der Austragung der Spiele relativ be

scheidene Einnahmen und wirtschaft

liche Gewinne, während die nun in den 

nächsten Jahren anstehenden Investi

tionsausgaben in Beijing (v.a. für Ver

kehrsinfrastruktur und Umweltschutz) 

zum überwiegenden Teil ohnehin vor

gesehen waren. Auch in psychologi

scher Hinsicht scheint glaubwürdig, 

dass eine erneute Absage an Beijing 

verkraftbar gewesen wäre.

Was die nun bevorstehende siebenjäh

rige Vorbereitungsphase bis 2008 an

geht, so dürfte, wenn man dennoch 

eine Verbindung zur Menschenrechts

frage herstellen will, die Wirkung 

positiver Anreizmechanismen insge

samt doch überwiegen. In diesem 

Zusammenhang ist an eine - zu

nächst missverständliche - Meldung in 

der internationalen Medienberichter

stattung vom Morgen (MEZ) des 13. 

Juli zu erinnern, als es hieß, Beijing 

habe für den Fall eines positiven Wahl

ausgangs versprochen, „die Pressefrei

heit zu gewährleisten“. Wie sich im 

Lauf des Tages herausstellte, war nicht 

von der Pressefreiheit im Allgemeinen, 

sondern von einer „freien Berichter

stattung“ im Umfeld der Olympischen 

Spiele in Beijing die Rede gewesen. 

Bemerkenswerterweise reagierte Bei

jing damit offenbar auf eine Forderung 

der internationalen Menschenrechtsor

ganisation Human Rights Watch. Die

se Organisation hatte sich im Vor

feld der Entscheidung nicht grundsätz

lich gegen eine Austragung der Olym

piade in Beijing ausgesprochen; viel

mehr hatte sie den IOC aufgefordert, 

von Beijing eine Versicherung einzuho

len, dass im Fall eines positiven Wahl

ausgangs internationalen Medienver

tretern für ihre Berichterstattung über 

die Spiele unbeschränkter Zugang in 

das Land gewährt und keine diskri

minierenden Maßnahmen gegen Jour

nalisten oder Teilnehmer aufgrund et

waiger politischer oder religiöser An

sichten ergriffen würden. Auch wenn 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt keines

wegs sichergestellt ist, dass Beijing 

sich an die gegebene Versicherung hal

ten wird, zeigt dieses Beispiel eine 

mögliche Stoßrichtung auf, in der an

satzweise positive Wirkungen auf das 

politische Klima in Beijing erwartet 

werden können.

Allgemein ließen sich positive Ef

fekte der Austragung der Olym

pischen Spiele etwa auch im Hin

blick auf die nationale Befindlich

keit Chinas ableiten. Hatte sich zum 

Ende des 19. Jahrhunderts dem na

tionalen Gedächtnis Chinas das ne

gative „Image“ vom „kranken Mann 

in Asien“ eingeprägt, so dürfte spä

testens die Olympiade „rehabilitie

rend“ bzw. „rekonvaleszierend“ wir

ken. Mit dem positiven Wahlausgang 

steht China nun gewissermaßen auf 

gleicher Schulterhöhe mit den USA
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und anderen modernen Industriestaa

ten. Tendenziell könnte das wachsen

de Selbstbewusstsein dazu beitragen, 

China zu einem weniger verkrampf

ten und aufgeschlosseneren Umgang 

mit seinen internationalen Partnern 

zu ermutigen. (SCMP, 10., 12., 13., 

14.7.01; CNN, 11.7.01; Deutschland

funk, 13.7.01, 7.00 Uhr-Nachrichten; 

FAZ, 7., 17.7.01; NZZ, 14., 16.7.01; 

www.hrw.org/backgrounder/asia/q&q 

-china0305.htm) -hol-

9 Achtzigster Jahrestag der 

Gründung der KPCh: Jiang 

Zemins theoretisches Ver

mächtnis

Am 1. Juli wurde in China landesweit 

der achtzigste Jahrestag der Grün

dung der Kommunistischen Partei im 

Jahr 1921 feierlich begangen.

Bei dem 1. Juli handelt es sich um 

einen fiktiven Gründungstag, der erst 

zwanzig Jahre nach der Gründung der 

Partei festgelegt wurde. Tatsächlich 

lag das Gründungsdatum der KPCh in 

der letzten Dekade des Juli 1921: Am 

23. Juli 1921 und an den Folgetagen 

(offiziell: 23. bis 31. Juli) trafen sich 

in Shanghai rund ein Dutzend (offizi

ell: 13) Vertreter verschiedener kom

munistischer Gruppen, die sich zuvor 

in Beijing, Shanghai, Wuhan, Jinan, 

Changsha und Guangzhou sowie im 

Ausland, nämlich in Frankreich und 

Japan, mit dem Ziel gebildet hatten, 

die Gründung einer Kommunistischen 

Partei vorzubereiten. Unter ihnen war 

bereits auch Mao Zedong. Von der of

fiziellen chinesischen Geschichtsschrei

bung weitgehend unterbelichtet bleibt 

die Tatsache, dass die chinesischen 

Kommunisten gerade in der Grün

dungsphase seit 1919 erhebliche orga

nisatorische und finanzielle Unterstüt

zung durch die Kommunistische In

ternationale (Komintern) erhielten. So 

war bei der Gründungsversammlung 

in Shanghai auch ein Komintern-Ver

treter (Hendricus Sneevliet alias Ma

ring) anwesend. Auf dem Treffen, das 

damit als „Erster Parteitag“ der KP

Ch in die Geschichte einging, wurde 

die Partei formal gegründet.

Der diesjährige achtzigste Jah

restag der Gründung der Partei, 

den verschiedene Fernsehserien zur 

Revolutions- und Parteigeschichte, 

Feierstunden und Gratulationskam

pagnen begleiteten, wurde von der 

breiten Bevölkerung mit dem übli

chen routinierten Enthusiasmus zur 

Kenntnis genommen.

Von Seiten der parteistaatlichen Füh

rung kam dem Jubiläum allerdings 

ein besonderes Gewicht zu. Anders als 

fünf Jahre zuvor, als anlässlich des 75. 

Jahrestags der Parteigründung der da

malige Ministerpräsident Li Peng eine 

sehr nüchterne Gedenktagsrede hielt 

(vgl. C.a., 1996/7, Ü 11), galt die Auf

merksamkeit diesmal dem Generalsek

retär der Partei, Jiang Zemin, selbst. 

Jiang nutzte die Gelegenheit, indem 

er am Vormittag des 1. Juli in der 

Großen Halle des Volkes in Beijing ei

ne im staatlichen Fernsehen übertra

gene knapp zweistündige Rede verlas. 

In Teilen dürfte der Inhalt dieser Re

de als „theoretisches Vermächtnis“ des 

dritten „großen Staatsmanns“ der VR 

China nach Mao Zedong und Deng 

Xiaoping Eingang in die offizielle Par

teigeschichtsschreibung finden.

Anfang und Ende der Rede waren 

von den zu entsprechenden Gelegen

heiten üblichen Hymnen auf die his

torischen Errungenschaften und Be

schwörungen für die Zukunft geprägt, 

wie sie zuletzt etwa anlässlich des fünf

zigsten Jahrestages der Gründung der 

VR China im Oktober 1999 zu verneh

men waren. In der Frage der Korrupti

onsbekämpfung akzentuierte Jiang er

neut die Willensstärke der parteistaat

lichen Führung. Demgegenüber ver

zichtete er - zur Enttäuschung aus

ländischer Kommentatoren - auf inno

vative Ausführungen zur Reform des 

politischen Systems. Umso resoluter 

wurden allerdings „westliche politische 

Modelle“ wie ein Mehrparteiensystem 

oder eine Gewaltenteilung abgelehnt. 

Auch verzichtete Jiang auf eine Neu

bewertung historischer Ereignisse, ins

besondere der Studentenbewegung des 

Jahres 1989, auf die manche Beobach

ter im Zusammenhang der Veröffentli

chung der Tiananmen-Akte im Januar 

dieses Jahres (vgl. C.a. 2001/1, Ü 11) 

gewartet hatten.

Umso mehr richtete sich die Aufmerk

samkeit auf den Mittelteil der Rede. 

Für viele Zuhörer offenbar unerwartet, 

kündigte Jiang darin an, dass sich die 

Kommunistische Partei in Zukunft für 

Privatunternehmer öffnen würde - ein 

Schritt, der zwar faktisch kein wirkli

ches Novum bedeutet, in formal-ide

ologischer Hinsicht aber starke Kon

troversen ausgelöst hat. Ein Beitrag 

im hinteren Teil des Heftes bietet eine 

ausführliche Analyse des Inhalts der 

Rede Jiang Zemins, der theoretischen 

Kontroverse sowie der möglichen prak

tischen Konsequenzen einer Aufnahme 

von Privatunternehmern in die KP

Ch. (RMRB, 1., 2., 3.7.01; XNA, 1.,

12., 15., 22.6., 1., 2.7.01; Xinhua, 28.,

29.6., 1.7.01, nach BBC PF, 28., 29.6., 

1.7.01; SCMP, 20.6., 2.7.01; FAZ, 29., 

30.6.01; FT, 2.7.01) -hol-

10 Zweiter Jahrestag des Falun- 

gong-Verbots - Radikalität 

auf beiden Seiten

Am 22. Juli jährte sich das Verbot der 

Falungong-Bewegung als „Kult“ und 

Allegale Organisation“, das die staatli

che Führung in Reaktion auf die groß 

angelegte Demonstration von Anhän

gern der Bewegung im April 1999 

in Beijing ausgesprochen hatte, zum 

zweiten Mal.

Im Vergleich zum letzten Jahr, als 

vor und zum Jahrestag über hundert 

Menschen auf dem Tiananmen-Platz 

in Beijing ihrem Protest Ausdruck ge

geben hatten (vgl. C.a., 2000/7, Ü 

11), berichteten die Medien in die

sem Jahr von nur rund einem hal

ben Dutzend Falungong-Anhängern, 

die auf dem Platz demonstrierten. Sie 

sollen, unter umgehender Anwendung 

von Gewalt, von Sicherheitskräften in 

Gewahrsam genommen worden sein.

Die schwindende Zahl der Protestie

renden ist auf die verschärfte Verfol

gung der Gruppe seit Anfang dieses 

Jahres zurückzuführen. Wie ein Kor

respondent der Washington Post von 

offizieller Seite erfahren haben will, 

sind die staatlichen Repressionsmaß

nahmen systematisch ausgeweitet und 

verstärkt worden. So sollen Angehöri

ge des parteistaatlichen Sicherheitsap

parats selbst erklärt haben, dass seit 

Januar dieses Jahres ein neuer Ansatz 

entwickelt worden sei, um noch prakti

zierende Falungong-Anhänger landes

weit zu erfassen und sie zur Abkehr 

von der Bewegung zu bringen.

Zu diesem Ansatz gehöre als erstes 

Element die Anwendung von körperli

cher Gewalt - zwar waren Falungong- 

Anhänger bereits in der Vergangen

heit in Polizeigewahrsam und in Haft 

brutaler Behandlung ausgesetzt ge

http://www.hrw.org/backgrounder/asia/q%26q
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wesen, jedoch soll der Einsatz von 

Gewalt nun von der Führungsspit

ze explizit sanktioniert worden sein. 

Das zweite Element bilde eine in

tensive Propagandakampagne im gan

zen Land, die seit der versuchten 

Selbstverbrennung von fünf Personen, 

die offiziell als Falungong-Anhänger 

identifiziert wurden, auf deutlich grö

ßere Akzeptanz in der Bevölkerung 

stößt. Die Selbstmordversuche hät

ten zur Verbreitung der Auffassung 

geführt, dass es sich bei der Bewe

gung tatsächlich um einen gefährli

chen „Kult“ handle. Das dritte Ele

ment seien schließlich Umerziehungs

klassen, die alle Personen, die bislang 

nicht vollständig von Falungong ab

gerückt seien, zu absolvieren hätten. 

Hier seien landesweit alle staatlichen 

Einheiten (danwei) und Einwohner ko- 

mitees in die Pflicht genommen wor

den, Falungong-Anhänger, die bislang 

noch im Stillen praktiziert hätten, auf

zuspüren und an entsprechende Schu

lungszentren weiterzuleiten.

Nach verschiedenen Schilderungen 

werden die Teilnehmer an diesen Um

erziehungsklassen über mehrere Wo

chen hinweg physisch und psychisch 

extrem unter Druck gesetzt, um sie 

dazu zu veranlassen, ihre Abkehr 

von Falungong und ihrem Meister Li 

Hongzhi schriftlich und vor laufender 

Videokamera zu erklären. Andernfalls 

würde ihnen die Verschickung in eines 

der zahlreichen Arbeitslager ange

droht, in denen Falungong-Anhänger 

wiederholt zu Tode gekommen sein 

sollen. Viele sollen unter diesem Druck 

dazu bewegt worden sein, sich von der 

Bewegung zu distanzieren.

Allerdings ist fraglich, ob diese Per

sonen sich tatsächlich vollständig von 

der Lehre Li Hongzhis abwenden. Viel

mehr lassen sich Indizien dafür fin

den, dass sich unter den verbliebe

nen Falungong-Anhängern eine zu

nehmende Radikalisierung vollzieht. 

Schenkt man den jüngsten „Schriften“ 

Li Hongzhis Aufmerksamkeit, die auf 

den verschiedenen Webseiten der in

ternationalen Falungong-Organisation 

zu finden sind, so gibt es dort eini

ge Hinweise darauf, dass die staatli

chen Repressionsmaßnahmen als ob

ligate „Prüfung“ der Standhaftigkeit 

der Falungong-Schüler gedeutet wer

den. Seinen Anängern legt Li Hong

zhi darin nahe, dass sie sich um ih

rer eigenen „Erlösung“ und des Heils 

der gesamten Menschheit willen kei

nesfalls von der Lehre abwenden dürf

ten. Vielmehr gelte es, den Repres

sionsmaßnahmen unbeugsam und oh

ne Furcht zu begegnen. Einige der 

jüngsten „Schriften“ scheinen gar In

terpretationmöglichkeiten zuzulassen, 

wonach Falungong-Anhänger sich er

mutigt sehen können, selbst den eige

nen Tod furchtlos auf sich zu nehmen. 

Derartige fatalistische Deutungsmög

lichkeiten, die die jüngsten Publikatio

nen Li Hongzhis eröffnen, weisen auf 

ein zunehmendes Märtyrertum unter 

Falungong-Anhängern in China in Re

aktion auf die Verschärfung der staat

lichen Repression und Gewaltanwen

dung.

Die steigende Radikalität auf beiden 

Konfliktseiten schlägt sich in einer 

Häufung von Meldungen über Todes

fälle von Falungong-Anhängern nie

der, die sich tragischerweise in ei

ner Grauzone allseitiger Glaubwür

digkeitsprobleme bewegen. So melde

ten internationale Medienberichte An

fang Juli, dass bereits am 20. Ju

ni dieses Jahres in einem Arbeitsla

ger bei Harbin in der Provinz Hei- 

longjiang mindestens zehn Falungong- 

Anhängerinnen zu Tode gekommen 

sein sollen. Vom genaueren Hergang 

des Geschehens gibt es allerdings drei 

verschiedene Versionen, deren Wahr

heitsgehalt kaum überprüft werden 

kann.

Nach offizieller chinesischer Version 

sollen insgesamt 25 Insassen versucht 

haben, Selbstmord zu begehen, nach

dem ihnen über dunkle Kanäle von 

Übersee-Vertretern der Falungong- 

Organisation Botschaften zugegangen 

seien, wonach sie durch Selbsttötung 

ihre Erlösung erwirken könnten. Von 

den 25 Frauen sollen nach dieser Ver

sion 14 ums Leben gekommen sein, 

während elf andere gerettet werden 

hätten können. Eine zweite Version 

stammt vom Hongkonger Information 

Centre for Human Rights and Demo- 

cratic Movement, das den Darstellun

gen der offiziellen chinesischen Seite 

üblicherweise widerspricht, sie in die

sem Fall aber im Wesentlichen bestä

tigt. Danach sollen mindestens zehn 

Falungong-Anhängerinnen in dem be

treffenden Lager Selbstmord begangen 

haben, um damit gegen ihre brutale 

Behandlung zu protestieren. Eine drit

te Version wurde schließlich von Spre

chern der internationalen Falungong-

Organisation verlautbart, die leugne

ten, dass es sich um einen Selbst

mord gehandelt habe. Vielmehr seien 

15 Frauen von Lagerwärtern zu Tode 

gefoltert worden, und man habe ih

ren Tod als Selbstmord ausgegeben, 

um das Verbrechen zu kaschieren. Ei

ne Hongkonger Falungong-Sprecherin 

war in diesem Zusammenhang zu ver

nehmen: ,Jt is totally impossible... Fa

lungong teaching does not permit kill- 

ing, including ourselves... [The allega- 

tion] is absurd ... even if you are in- 

structed to die, would you kill your- 

self?“ (SCMP, 5.7.01).

Ein anderer, von den internationalen 

Medien nicht weiter beachteter Kurz

bericht der Staatlichen Nachrichten

agentur Xinhua aus der zweiten Ju

lihälfte meldete einen weiteren Selbst

mordfall. Danach soll sich am 1. Juli 

dieses Jahres auf dem zentralen Platz 

von Nanning, der Hauptstadt der Au

tonomen Region Guangxi, ein 19- 

jähriger Falungong-Anhänger, nach

dem er eine Zeit lang in sitzender Pose 

meditiert hatte, mit Benzin übergos

sen und angezündet haben, um, wie 

er selbst vor seinem Tod am vorigen 

Tag ausgesagt haben soll, „das Böse 

in seinem Körper zu verbrennen und 

ein höheres Niveau der Falungong- 

Kulitivierung zu erreichen“ (XNA, 

24.7.01). Die Meldung erscheint inso

fern fragwürdig, als just am 1. Ju

li landesweit der achtzigste Jahrestag 

der Gründung der KPCh gefeiert wur

de und es daher unwahrscheinlich er

scheint, dass jemand an diesem Tag 

auf dem zentralen Platz einer Pro

vinzhauptstadt Zeit für die Ausfüh

rung des geschilderten Hergangs auf

bringen konnte. Andererseits ist den

noch durchaus denkbar, dass sich der 

Fall so oder ähnlich abgespielt haben 

könnte, ohne dass sich der wahre Sach

verhalt allerdings überprüfen ließe.

Diese beunruhigenden Fälle zeigen, 

wie schwierig es angesichts der Ra

dikalitätsbereitschaft auf beiden Sei

ten geworden ist, den andauern

den politischen Konflikt zwischen 

der Falungong-Bewegung und der 

staatlichen Führung Chinas im De

tail nachzuvollziehen. In jedem Fall 

ist aber davon auszugehen, dass 

trotz des „Abebbens“ öffentlicher 

Proteste das Konfliktpotenzial kei

neswegs abgenommen hat. (Xinhua, 

20.7.01, nach BBC PF, 23.7.01; 

SCMP, 5.7.01; IHT, 5., 24.7.01; FT, 
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5.7.01; RTHK, Radio 3, 3.7.01, nach 

BBC PF, 4.7.01; Washington Post, 

5.8.01; www.clearwisdom.net) -hol-

11 Staatsexamen für Juristen 

ab 2002

Der Ständige Ausschuss des Natio

nalen Volkskongresses hat Ende Juni 

zwei Gesetzesänderungen verabschie

det, gemäß derer Richter, Staatsan

wälte und Rechtsanwälte sich ab Ja

nuar 2002 in einem landesweit einheit

lichen juristischen Staatsexamen qua

lifizieren werden müssen.

Die beiden Änderungen zum Richter

gesetz und zum Staatsanwaltgesetz, 

die mit Beginn des kommenden Jah

res in Kraft treten werden, sehen 

vor, dass alle Kandidaten für Richter

und Staatsanwaltsämter sich in Zu

kunft durch die Teilnahme an dem ju

ristischen Staatsexamen zu qualifzie- 

ren hätten. Das Examen sei so an

gelegt, dass nur wirklich kompetente 

Kandidaten die Qualifikation erhal

ten werden. Präsidenten und Vize

präsidenten der Gerichtshöfe ebenso 

wie die Obersten Staatsanwälte und 

deren Stellvertreter sollten wiederum 

aus den Reihen der jeweils besten tä

tigen Richter und Staatswälte ausge

wählt werden. Die Gesetzesänderun

gen sehen ferner strengere Aufsichts

und Kontrollrichtlinien für die innere 

Verwaltung des Justizsystems vor.

Gemäß eines Rundschreibens, das drei 

Wochen später vom Obersten Volksge

richtshof der VR China erging, haben 

sich darüber hinaus auch alle bereits 

im Amt befindlichen Richter einer 

Überprüfung ihrer beruflichen Quali

fikation zu stellen. Alle diejenigen, die 

ihre Qualifikation nicht durch das vor

gesehene Staatsexamen oder durch ei

ne mindestens zweijährige Hochschul

ausbildung nachweisen könnten, seien 

umgehend aus ihren Ämtern zu entfer

nen. Sie seien durch solche Personen 

zu ersetzen, die das neu einzuführen

de Staatsexamen erfolgreich bestan

den hätten. Übergeordnete Volksge

richtshöfe seien dafür verantwortlich, 

dass in den ihnen administrativ je

weils unterstellten Volksgerichtshöfen 

die neuen Regelungen konsequent um

gesetzt würden.

Für das Verwaltungsgebiet der Re

gierungsunmittelbaren Stadt Beijing 

wurde schließlich Anfang Juli eine 

„Verordnung für zertifizierte Rechts

anwälte“ bekannt gegeben, die zu

nächst probeweise in Kraft treten 

wird, längerfristig aber möglicherwei

se als Standard für eine landesweite 

Regelung dienen soll. Seit der Ein

führung eines Rechtsanwaltssytems im 

Jahr 1979 haben sich bis Ende Ju

ni dieses Jahres 417 Rechtsanwaltsbü

ro registrieren lassen; insgesamt sind 

5.268 zertifizierte Rechtsanwälte in 

Beijing tätig (Fazhi Ribao, 1.7.01; 

XNA, 30.6.01, nach BBC PF, 2.7.01; 

XNA, 17.7.01) -hol-

12 Landesweite Kontrolle von

Internet-Cafes

Auf gemeinsame Initiative der Minis

terien für Informationsindustrie, für 

Öffentliche Sicherheit und für Kultur 

sowie der Staatlichen Verwaltungsbe

hörde für Industrie und Handel sind 

seit April dieses Jahres Internet-Cafes 

in ganz China einer Überprüfung un

terzogen worden.

Nach jüngsten offiziellen Angaben 

sind zwischen April und Juli rund 

56.800 Internet-Cafes kontrolliert wor

den. Von diesen wurden rund 6.000 

vorübergehend mit einem Betriebs

verbot belegt, während etwa 2.000 

vollständig geschlossen wurden. Eine 

andere Quelle spricht von insgesamt 

78.000 kontrollierten Internet-Cafes, 

von denen 9.579 mit Auflagen belegt, 

2.494 mit einem vorübergehenden Be

triebsverbot belegt und 2.337 vollstän

dig geschlossen worden sein sollen.

Die Hintergründe für die Schließun

gen sind vielschichtiger, als die in der 

internationalen Presse verwandte Be

wertung als „largest crackdown on In

ternet cafes since the Web came to the 

country“ (IHT, 15.6.01) nahelegt. Tat

sächlich dürfte das Hauptmotiv der 

Kampagne nicht die politische Kon

trolle über die Verbreitung von und 

den Zugang zu sensitiven Web-Infor

mationen, sondern vielmehr die ad

ministrative und kommerzielle Regu

lierung des Internet-Sektors sein. Bei 

der Großzahl der geschlossenen Stät

ten handelt es sich nicht nur nach offi

zieller Darstellung, sondern auch nach 

Meinung chinesischer Internetnutzer 

um solche Internet-Cafes, die ohne Li

zenz betrieben worden sind, mangeln

de Sicherheitsvorkehrungen oder sons

tige betriebliche Unregelmäßigkeiten 

aufweisen.

Angesichts des boomenden Internet

marktes“ - Ende Juni 2001 wur

den landesweit 26 Mio. Internetnut

zer gezählt - sind die Anreize für 

den „schwarzen“ Betrieb von Inter

net-Cafes in den vergangenen Jahren 

sehr groß gewesen. Seit 1997 unter

liegt die behördliche Aufsicht über die

sen Bereich - ähnlich wie die Ver

brechensbekämpfung in China - er

ratischen Schwankungen. Sporadische 

Wellen der Kontrolle wie die jüngste 

Kontrollkampagne wechseln mit Pha

sen der stillschweigenden Duldung ab, 

ohne dass diesem Muster notwendig 

politische Entscheidungen im Sinne ei

nes gezielten „crackdown“ zu Grun

de lägen. (XNA, 12., 20.7.01; Xinhua, 

11.7.01, nach BBC PF, 24.7.01; IHT, 

15.6.01; SCMP, 12.7.01) -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

13 Unterstützung für Universi

täten im Westen

Im Rahmen des Programms „Aufbau 

West“ gilt dem Bildungswesen beson

dere Aufmerksamkeit. Schulpartner

schaften, Entsendung von Lehrkräf

ten aus den entwickelten Ostgebie

ten in die unterentwickelten Westge

biete des Landes, Fortbildungsange

bote und Schulungskurse für Lehrer 

aus den westlichen Gebieten sind ei

nige der Methoden, mit denen ver

sucht wird, das rückständige Schulwe

sen im Westen zu entwickeln. Jetzt 

werden die diesbezüglichen Anstren

gungen auch auf den Hochschulbe

reich ausgedehnt. Kürzlich hat das 

Bildungsministerium beschlossen, ver

stärkt die Universitäten und Hoch

schulen in den Westgebieten zu för

dern. Es will den Aufbau einer Rei

he guter Universitäten im Westen fi

nanziell unterstützen, und zwar mit 

staatlichen Investitionen, Bankkredi

ten und finanzieller Unterstützung 

durch das Ausland. Durch spezielle 

Stipendienprogramme sollen Studen

ten aus bedürftigen Familien in die La

ge versetzt werden, ihr Studium zu be

enden. Weitere Schwerpunkte sind der

http://www.clearwisdom.net



